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107. Verordnung: Besorgung der Buchhaltungsaufgaben für die Ruhe- und Versorgungsbezüge der
Beamten der Österreichischen Glücksspielmonopolverwaltung, der Verwertungs-
stelle des Österreichischen Branntweinmonopols und des Hauptmünzamtes

108. Verordnung: Gebührentarif für Untersuchungen nach dem Pflanzenschutzgesetz

109. Verordnung: Anpassung der Ausgleichstaxe nach dem Invalideneinstellungsgesetz 1969 für das
Kalenderjahr 1983

110. Verordnung: Höhe der Monatsraten der Remunerationen für Lehraufträge an Hochschulen

111. Verordnung: Änderung der Verordnung über die tarifmäßige Festlegung der Gebühren für die
von den Bundesanstalten für Lebensmitteluntersuchung vorzunehmenden Untersu-
chungen und Begutachtungen

112. Kundmachung: Rechtsstellung einer Gemeinde der Evangelischen Kirche

107. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 31. Jänner 1983 über die Besor-
gung der Buchhaltungsaufgaben für die Ruhe-
und Versorgungsbezüge der Beamten der
Österreichischen Glücksspielmonopolverwal-
tung, der Verwertungsstelle des Österreichi-
schen Branntweinmonopols und des Haupt-

münzamtes

Auf Grund des Art. 5 Punkt I des Verwaltungs-
entlastungsgesetzes (VEG), BGBl. Nr. 277/1925,
wird im Einvernehmen mit dem Rechnungshof ver-
ordnet:

Die im Art. 5 Punkt II VEG angeführten Buch-
haltungsaufgaben der anweisenden Stellen Öster-
reichische Glücksspielmonopolverwaltung, Verwer-
tungsstelle des Österreichischen Branntweinmono-
pols und Hauptmünzamt sind für die Ruhe- und
Versorgungsbezüge der Beamten und ihrer Hinter-
bliebenen von der Buchhaltung des Bundesrechen-
amtes zu besorgen.

Salcher

108. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 2. Feber 1983
über den Gebührentarif für Untersuchungen

nach dem Pflanzenschutzgesetz

Auf Grund der §§ 9 Abs. 3 und 4 und 13 Abs. 7
des Pflanzenschutzgesetzes, BGBl. Nr. 124/1948,
in Verbindung mit § 46 Abs. 1 lit. a des Forstgeset-
zes 1975, BGBl. Nr. 440, wird im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Finanzen verordnet:

§ 1. (1) Die Gebühren für gemäß § 9 Abs. 1 des
Pflanzenschutzgesetzes vorzunehmende Untersu-
chungen werden gemäß Anlage A und für gemäß
§ 13 Abs. 2 des Pflanzenschutzgesetzes vorzuneh-
mende Untersuchungen gemäß Anlage B festge-
setzt.

(2) Ein Punkt der im Abs. 1 genannten Gebühren
entspricht einem Betrag von 6,70 S.

(3) Wird eine Untersuchung auf Verlangen des
Antragstellers außerhalb der Dienstzeit durchge-
führt, so erhöhen sich die Untersuchungsgebühren
um ein Pauschale, welches mit 20 Punkten festge-
setzt wird.

§ 2. Wird für eine Untersuchung gemäß § 9
Abs. 1 des Pflanzenschutzgesetzes eine Dienstreise
vorgenommen, so ist für deren Kostenersatz die
nach der Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl.
Nr. 133, zu leistende Vergütung maßgebend.

§ 3. Die Gebühren für Untersuchungen, die nicht
in den Anlagen A und B ausgewiesen sind, sind im
Einzelfall nach den erbrachten Aufwendungen
(Personal- und Sachaufwand) zu berechnen.

§ 4. Wenn die Gebühren nicht ohne weiteres ent-
richtet werden, sind sie durch Bescheid vorzu-
schreiben.

§ 5. Die Kosten der Probeeinsendung (Porto,
Fracht, Zoll und dgl.) sowie der Probezustellung
(Zustellgebühren) gehen zu Lasten des Verfü-
gungsberechtigten.

§ 6. Diese Verordnung tritt mit 1. März 1983 in
Kraft.

Haiden
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Anlage A

(§ 9 Abs. 1 des Pflanzenschutzgesetzes)

I. Untersuchungen für die Beurteilung der Zulässigkeit der Ein-, Durch- und Ausfuhr von Pflanzen,
Pflanzenerzeugnissen und sonstigen Gegenständen, die Krankheitsträger sein oder einen Schädling ver-
breiten können:

II. Für die Ausfuhr vorgeschriebene fachliche Überprüfung von Baumschulen, Gartenbau-, Saat-
zucht- und sonstigen Betrieben:
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Anlage B

(§ 13 Abs. 2 des Pflanzenschutzgesetzes)

109. Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 4. Feber 1983 über die
Anpassung der Ausgleichstaxe nach dem Inva-
lideneinstellungsgesetz 1969 für das Kalender-

jahr 1983

Auf Grund des § 9 Abs. 2 des Invalideneinstel-
lungsgesetzes 1969, BGBl. Nr. 22/1970, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 360/1982 wird
verordnet:

§ 1. Der im Bereich des Allgemeinen Sozialversi-
cherungsgesetzes mit Bundesgesetz BGBl.
Nr. 647/1982 für das Kalenderjahr 1983 mit 1,055
festgesetzte Anpassungsfaktor ist in diesem Aus-
maß auch für die Anpassung der Ausgleichstaxe
nach § 9 Abs. 2 des Invalideneinstellungsgesetzes
1969 für das Kalenderjahr 1983 verbindlich.

§ 2. Die Höhe der gemäß § 9 Abs, 2 des Invali-
deneinstellungsgesetzes 1969 zu leistenden Aus-
gleichstaxe beträgt demnach für das Kalenderjahr
1983 für jede einzelne Person, die zu beschäftigen
wäre, monatlich 720 S (in Worten: Schilling sieben-
hundertzwanzig) .

Dallinger

110. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 8. Feber
1983 über die Höhe der Monatsraten der
Remunerationen für Lehraufträge an Hoch-

schulen

Auf Grund der §§ 2 und 7 Abs. 2 des Bundesge-
setzes, BGBl. Nr. 463/1974, über die Abgeltung
von Lehr- und Prüfungstätigkeiten an Hochschulen
wird verordnet:

§ 1. (1) Mit Wirkung vom 1. Feber 1983 betra-
gen die Remunerationen gemäß § 2 Abs. 2 des Bun-
desgesetzes über die Abgeltung von Lehr- und Prü-
fungstätigkeiten an Hochschulen in Verbindung
mit Art. I Z 5 und An. V Abs. 1 Z 2 der
40. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 49/1983, für
jede Semesterwochenstunde eines Lehrauftrages
nach

lit. a 1 641,80 Schilling monatlich,
lit. b 1 221,90 Schilling monatlich,
lit. c 801,90 Schilling monatlich.

(2) Mit Wirkung vom 1. Feber 1983 betragen die
Remunerationen gemäß § 2 Abs. 2 und 4 des Bun-
desgesetzes über die Abgeltung von Lehr- und Prü-
fungstätigkeiten an Hochschulen in Verbindung
mit Art. I Z 5 und Art. V Abs. 1 Z 2 der
40. Gehaltsgesetz-Novelle, sofern diese Remunera-
tionen der Umsatzsteuer unterliegen, für jede
Semesterwochenstunde eines Lehrauftrages nach
lit. a 1 740,30 Schilling monatlich,
lit. b 1 295,30 Schilling monatlich,
lit. c 850,— Schilling monatlich.

§ 2. Zu den im § 1 genannten Beträgen gebühren
nach § 2 Abs. 3 des Bundesgesetzes über die Abgel-
tung von Lehr- und Prüfungstätigkeiten an Hoch-
schulen in Verbindung mit dem § 3 Abs. 3 des
Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, in der Fassung
der 2. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 247/1959,
in den Monaten März, Juni, September und
Dezember noch je eine Sonderzahlung in der Höhe
von 50 vH der im § 1 genannten Beträge.

§ 3. Die Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung BGBl. Nr. 33/1982
tritt mit Ablauf des 31. Jänner 1983 außer Kraft.

Firnberg

111 . Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und Umweltschutz vom 10. Feber
1983, mit der die Verordnung über die tarif-
mäßige Festlegung der Gebühren für die von
den Bundesanstalten für Lebensmitteluntersu-
chung vorzunehmenden Untersuchungen und

Begutachtungen geändert wird

Auf Grund des § 42 Abs. 5 des Lebensmittelge-
setzes 1975, BGBl. Nr. 86, wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung, BGBl. Nr. 437/1977, über die
tarifmäßige Festlegung der Gebühren für die von
den Bundesanstalten für Lebensmitteluntersuchung
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vorzunehmenden Untersuchungen und Begutach-
tungen in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 102/1980 wird wie folgt geändert:

§ 1 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Ein Punkt der in der Anlage festgelegten
Gebührentarife entspricht dem Betrag von 13 S."

Artikel II

(1) Diese Verordnung tritt mit 1. April 1983 in
Kraft.

(2) Auf Proben, die vor dem 1. April 1983 einge-
reicht worden sind, findet diese Verordnung keine
Anwendung.

Steyrer

112. Kundmachung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst vom 3. Feber 1983 über
die Rechtsstellung einer Gemeinde der Evan-

gelischen Kirche

Gemäß § 6 des Bundesgesetzes vom 6. Juli 1961,
BGBl. Nr. 182, über äußere Rechtsverhältnisse der
Evangelischen Kirche wird kundgemacht:

Der Evangelischen Pfarrgemeinde A. B. Wien-
Favoriten-Thomaskirche mit dem Amtssitz in 1100
Wien 10, Pichelmayergasse 2, kommt gemäß §4
Abs. 1 des zitierten Bundesgesetzes ab 19. Jänner
1983 Rechtspersönlichkeit des öffentlichen Rechts
zu.

Sinowatz


